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 1) Stellungnahme des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 07.07.2020  
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Anmerkung zu 1): 
Seitens der Unteren Naturschutzbehörde des Wetteraukreises wurden keine Bedenken 
geäußert. 
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Anmerkung zu 2: Die genannte Stellungnahme liegt der Stadt Friedbergt nicht vor. 

Der Bebauungsplan enthält Kennzeichnungen und Hinweise zu Flächen mit Bodenverunrei-
nigungen sowie von Flächen, bei denen vor bodeneingreifenden Maßnahmen Bodenunter-
suchungen durchgeführt werden müssen und wie damit umzugehen ist. 
 
Beschlussvorschlag zu 3: 
Die Bedenken werden nicht geteilt.  

Begründung: Im Teilbereich A erfolgt keine Umwidmung eines bestehenden bebauten Be-
reiches von Mischgebiet (MI) in ein Urbanes Gebiet (MU). Der Bereich mit der Festsetzung 
Urbanes Gebiet (MUA) ist derzeit unbebaut. 
Anmerkung: 
Die Bedenken betreffen inhaltlich den Teilbereich B und wurden gleichlautend bereits im 
Rahmen der Offenlage zum Teilbereich B vorgetragen.  
Die Bedenken wurden in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Friedberg 
am 27.09.2018 (StvV/017/16-21-TOP 15) bereits behandelt. 
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Anmerkung zu 4: 
Der Kampfmittelräumdienst wurde bereits im Änderungsverfahren beteiligt. Danach liegt das 
Plangebiet im Bereich eines Bombenabwurfgebietes. 
Ein entsprechender Hinweis ist im Bebauungsplan und in der Begründung bereits enthalten. 
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 2)  Stellungnahme des Wetteraukreises vom 01.07.2020  
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Beschlussvorschlag zu 1):  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Anmerkung: Gem. Kapitel 1.5 der Begründung erfolgte die Aufteilung in zwei Teilberei-
che, um zügig Planungsrecht für Teil A (ehem. Kaufhaus Joh) zu schaffen und dies 
nicht durch Komplikationen im Teilbereich B zu erschweren. Die (erste) Offenlage für 
Teilbereich A erfolgte zeitlich früher. Dass sich die Planung für Teilbereich A so lange 
verzögert, war vorher nicht absehbar. 
 
Beschlussvorschlag zu 2:  
Der Anmerkung wird nicht gefolgt. 

Begründung: Im Teilbereich B, für den bereits die Offenlage durchgeführt wurde sowie 
der Satzungsbeschluss gefasst ist, wurde ebenfalls MU (Urbanes Gebiet) festgesetzt. 
Somit soll ein größerer Gesamtbereich den Charakter eines Urbanen Gebietes erhal-
ten.  
 
Anmerkung zu 3. 
Der Hinweis ist im Bebauungsplan und in der Begründung (vgl. Kap. 5.7/ Kapitel 6.1 a) 

bereits berücksichtigt. 
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Anmerkung zu 4 und 5: 
Die Hinweise 4 und 5 sind Bestandteil eines Städtebaulichen Vertrages mit dem Inves-
tor.  
Der Investor wird darin verpflichtet, bei Veränderungen an der Fassade und Arbeiten 
am Dach des Bestandsgebäudes sowie bei der Planung des Neubaus vor der Einrei-

chung von Bauunterlagen eine Abstimmung mit der Stadt und der Unteren Denkmal-
behörde des Wetteraukreises vorzunehmen, mit dem Ziel eine städtebaulich und 
denkmalschutzrechtlich ansprechenden Lösung zu erreichen  
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 3) Stellungnahme einer Bürgergruppierung vom 02.07.2020 
 - unterzeichnet von 5 BürgerInnen 
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Beschlussvorschlag zu 1. 
Die Anregung ist im Bebauungsplan bereits berücksichtigt. 

Begründung: Der Bebauungsplan setzt eine Zahl der zulässigen Vollgeschosse (max. 
III) im MUA fest.  
Das Maß der baulichen Nutzung ist hier eindeutig durch die festgesetzten Baugrenzen 

und Baulinien, die Zahl der max. zulässigen Vollgeschosse und der max. zulässigen 
Trauf- und Firsthöhe definiert.  
 
 
Beschlussvorschlag zu 2. 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: Der höhenmäßige Gebäudeversatz ist gestalterisch gewünscht. Der 
geplante Neubau im Baugebiet MUA soll sich bezüglich der Höhe deutlich vom angren-
zenden ehem. Kaufhausgebäude absetzen und einen Übergang zur angrenzenden, 
niedrigeren Bebauung an der Färbergasse bilden.  
 
 
Beschlussvorschlag zu 3. 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: In der Schnurgasse sind bereits vergleichbar hohe Gebäude vorhanden. 
Im Gegensatz zur Bestandsbebauung soll der Neubau 1 m von der Schnurgasse zu-
rückgesetzt werden, sodass sich die Schnurgasse hier optisch aufweitet. 
Aufgrund der Nähe des Neubaus zum Kulturdenkmal Stadtkirche ist die äußere Gestal-
tung und Kubatur des Gebäudes auch mit dem Denkmalschutz abzustimmen. 
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Beschlussvorschlag zu 4. 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Begründung: Für den Bereich MUA gibt es keine Änderung bezüglich der Art der 

baulichen Nutzung gegenüber dem bisherigen Planungsstand. Gem. § 4a (3) Satz 2 
BauGB wurde bestimmt, dass Stellungnahmen nur zu den geänderten oder ergänz-
ten Teilen abgegeben werden können. Darauf wurde in der Amtlichen Bekanntma-
chung hingewiesen. 
Anmerkung: Die Errichtung eines Parkhauses im Bereich MUA ist nicht Planungsab-

sicht des Investors und der Stadt Friedberg. Gemäß Vorentwurf sind im Gebäude ab 
dem 1. Obergeschoss Wohnungen vorgesehen. Aufgrund der schwierigen Zu- und 
Abfahrtssituation und des Grundstückszuschnitts ist die tatsächliche Realisierung ei-
nes reinen Parkhauses hier unrealistisch.  
In einem Städtebaulichen Vertrag sollen Stellplätze ab dem 2.OG im Neubau aus-

geschlossen werden. 
 
Beschlussvorschlag zu 5. 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: Bei der geplanten Andienung im Bereich Färbergasse/Ecke Schnur-
gasse gibt es keine Änderung bezüglich der Lage gegenüber dem bisherigen Pla-

nungsstand. Gem. § 4a (3) Satz 2 BauGB wurde bestimmt, dass Stellungnahmen 
nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen abgegeben werden können. Darauf 
wurde in der Amtlichen Bekanntmachung hingewiesen. 
 
Beschlussvorschlag zu 6. 
Die Anregung ist im Bebauungsplan bereits berücksichtigt. 
Begründung: Sowohl unter Hinweise im Bebauungsplan sowie in der Begründung 

zum Bebauungsplan (vgl. Kapitel 5.7/ Kapitel 6.1 a) wird klargestellt, dass eine Aus-
nahme für die Zulassung von Wohnungen im MK nur in Frage kommt, wenn im Bau-
genehmigungsverfahren entsprechende Schallschutzmaßnahmen nachgewiesen 
werden, die einen wirksamen Schallschutz auch bei Veranstaltungen nach 22:00 Uhr 
gewährleisten. Gleichzeitig müssen gesunde Wohnverhältnisse gewährleistet und 
Brandschutzanforderungen erfüllt werden. 
Sind diese Voraussetzungen erfüllt, besteht ein Anspruch auf eine Ausnahmeent-
scheidung.  
 

 



9 
 

 4) Stellungnahme eines Bürgers vom 16.07.2020 
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Anmerkung: 
Diese Stellungnahme wurde 10 Tage nach Ablauf der Offenlagefrist abgeben (Ende 

der Offenlage gem. Amtlicher Bekanntmachung am 06.07.2020). In der Amtlichen 
Bekanntmachung wurde darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen bei der weiteren Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben können. 
 
Es erfolgte dennoch eine Prüfung, ob die genannten Punkte in einem Städtebaulichen 
Vertag mit dem Grundstückseigentümer berücksichtigt werden können. 

 Die angesprochenen Punkte 1 und 2 werden hier teilweise im Städtebaulichen 
Vertrag berücksichtigt. 

 Die Umsetzung der Punkte 3 und 4 erfordert die Mitwirkungsbereitschaft der be-
troffenen Eigentümer; davon ist derzeit nicht auszugehen. 

 

 


